
Ablaufder Referendumsfrist: 4. Oktober 1993

#ST# Luftfahrtgesetz
(LFG)

Anderung vom 18. Juni 1993

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 20. November 1991 '>,

beschliesst:

I

Das Luftfahrtgesetz vom 21. Dezember 19482) (LFG) wird wie folgt geandert:
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Ersetzen von Bezeichnungen

' In den Artikeln 3 Absatz 2, 8, 23, 28, 32, 37, 43 und 103 wird die
Bezeichnung «Eidgenossisches Verkehrs- und Energiewirtschafts-
departement» ersetzt durch «Departement».
2 In den Artikeln 3,8, 9,10,13,14,15,18,22, 28, 30,33,37,42,43,44,
52,58,59,60,61,62,71,73,92,98,100 und 107 wird die Bezeichnung
«Eidgenossisches Luftamt» ersetzt durch «Bundesamt».

Art. 1
1 Die Benutzung des Luftraumes uber der Schweiz durch Luftfahr-
zeuge und Flugkorper ist im Rahmen dieses Gesetzes, der ubrigen
Bundesgesetzgebung und der fur die Schweiz verbindlichen zwi-
schenstaatlichen Vereinbarungen gestattet.
2 Als Luftfahrzeuge gelten Fluggerate, die sich durch Einwirkungen
der Luft, jedoch ohne die Wirkung von Luft gegen den Boden
(Luftkissenfahrzeuge), in der Atmospha're halten konnen.
1 Als Flugkorper gelten Fluggerate, die nicht den Luftfahrzeugen
zugehoren.
4 Unter Flugsicherungsdienst sind die Dienste zu verstehen, die
eine sichere, geordnete und fliissige Abwicklung des Luftverkehrs
gewahrleisten.

I Benutzung
des schweizen
schen
Luftraumes
1 Grundsatz
und
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2. Zugelassene
Luftfahrzeuge
und Flugkörper

la. Luftver-
kehrsabkom-
men

Ux Zusammen-
arbeit mit aus-
ländischen Be:
Horden

2. Delegation
der Aufsicht

Art. 2
1 Zum Verkehr im schweizerischen Luftraum sind unter Vorbehalt
von Absatz 2 zugelassen:

a. die schweizerischen Staatsluftfahrzeuge;
b. Luftfahrzeuge, die gemäss Artikel 52 im schweizerischen Luft-

fahrzeugregister eingetragen und mit den in Artikel 56 ver-
langten Ausweisen versehen sind;

c. Luftfahrzeuge besonderer Kategorien, für die Sonderregeln
gelten (Art. 51 und 108);

d. ausländische Luftfahrzeuge, für die durch zwischenstaatliche
Vereinbarung die Benützung des schweizerischen Luftraums
gestattet ist;

e. Luftfahrzeuge, für die durch besondere Verfügung des Bundes-
amtes für Zivilluftfahrt (Bundesamt) die Benützung des
schweizerischen Luftraums gestattet ist.

2 Der Bundesrat kann zur Wahrung der Flugsicherheit oder aus
Gründen des Umweltschutzes Luftfahrzeuge besonderer Katego-
rien vom Verkehr im schweizerischen Luftraum ausschliessen oder
ihre Zulassung davon abhängig machen, dass geeignete öffentliche
oder private Stellen Aufsichtsaufgaben übernehmen.
3 Über Flugkörper erlässt der Bundesrat besondere Vorschriften.

Art. 3 Abs. l zweiter Satz
1 ... Er übt sie durch das Eidgenössische Verkehrs- und Energiewirt-
schaftsdepartement (Departement) aus.

Art. 3a •

Der Bundesrat kann mit ausländischen Staaten Vereinbarungen
über den grenzüberschreitenden Luftverkehr abschliessen.

Bisheriger Art..?'"' wird Art. 3b und Randtitel

Art.Sb

Art. 4
1 Das Bundesamt kann einzelne Aufsichtsbereiche oder -befug-
nisse an Flugplatzleitungen und mit deren Einverständnis an Kan-
tone, Gemeindebehörden oder geeignete Organisationen übertra-
gen.
2 Vor der Übertragung an Gemeindebehörden sind die zuständigen
kantonalen Regierungen anzuhören.
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Art.6 • . ,-. . ' , , .'
1 Gegen Verfiigungen, die sich auf dieses Gesetz und seine Ausfiih-
rungserlasse stiitzen, kann nach dewBundesgesetzen iiber das Ver-
waltungsverfahren ° und die Organisation der Bundesrechtspflege2)

Beschwerde erhoben werden.
2Bei Flugunfalluntersuchungen sind nur die Beschwerden nach
Artikel 26a zulassig.

Art. 6a

'Der Bundesrat kann :ausnahmsweise einzelne Anhange, ein-
schliesslich zugehoriger technischer Vorschriften, zum Oberein-
kommeh Vorri7. Dezember T9443) tiber die Internationale Zivilluft-
fahrt als unmittelbar anwendbar 6rklaren; er kann eine besondere
Art der Veroffentlichung solcher Bestimmungen vorschreiben und
bestimmen, dass von einer Ubersetzung ganz oder teilweise abzuse-
hen ;ist. . . : , ; , . ; ,
2 Der Bundesrat kann diese Regelung ebenfalls auf die technischen
Vorschriften anwenden, welche im Rahmen der Zusammenarbeit
der europa'ischen Luftfahrtbehorden festgelegt werden.

Art. lla , ,
1 Untersagt ist jede Beniitzung des schweizerischen Luftraums, die
mit den Zielen des Ubereinkommens vom 7. Dezember 1944 3) iiber
die internationale Zivilluftfahrt nicht vereinbar ist.
2 Diese Bestimmung gilt sinngemass auch im Ausland fiir die Ver-
wendung:

a. schweizerischer Luftfahrzeuge;
b. auslandischer Luftfahrzeuge durch Halter mit Hauptgeschafts-

sitz oder standigem Aufenthalt in der Schweiz.

'Art. 72
1 Der Bundesrat erlasst polizeiliche Vorschriften, namentlich zur
Wahrung der Flugsicherheit, zur Verhinderung von Anschlagen,
zur Bekampfung von Larm, Luftverunreinigungen und anderen
schadlichen oder lastigen Einwirkungen des Betriebes von Luft-
fahrzeugen.
2 Er erlasst ferner Vorschriften zum Schutze der Natur.
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3 Die Regierungen der interessierten Kantone sind vor Erlass von
Vorschriften, die der Verhinderung von Anschlägen auf Flugplät-
zen dienen, anzuhören.

III. Landungs-
zwang

Art. 18 Randtitel

IV. Flüge im
Ausland

Art. 19

' Das Bundesamt kann Flüge schweizerischer Luftfahrzeuge im
Ausland einschränken oder untersagen, wenn es die Betriebssicher-
heit erfordert; dasselbe gilt für Flüge ausländischer Luftfahrzeuge,
deren Halter ihren Hauptgeschäftssitz oder ständigen Aufenthalt
in der Schweiz haben.
2 Erfordern politische Gründe Massnahmen nach Absatz l, so trifft
sie das Bundesamt im Einvernehmen mit den zuständigen Direktio-
nen des Eidgenössischen Departements für auswärtige Angelegen-
heiten.

V. Ausbildung
von ausländi-
schem Luft-
fahrtpersonal
und Wartung
von ausländi-
schen Flug-
geräten

Art. 19a

Das Bundesamt kann im Einvernehmen mit den zuständigen Direk-
tionen des Eidgenössischen Departements für auswärtige Angele-
genheiten die Ausbildung ausländischen Luftfahrtpersonals sowie
die Wartung und Instandstellung ausländischer Fluggeräte untersa-
gen, wenn schwerwiegende aussenpolitische Bedenken es erfor-
dern.

VI. Besondere
Vorkommnisse

Art. 20

Zur Verbesserung der Flugsicherheit regelt der Bundesrat die
Meldepflicht bei besonderen Vorkommnissen in der Luftfahrt; bei
Flugunfällen gelten die Bestimmungen von Artikel 23 Absatz 1.

VII. Luftpolizei

VIII . Flug-
unfälle
1. Retlungs-
und Bergungs-
dienst

Art. 21 Randtitel

Art. 22 Randtitel
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Art. 24
1 Zur Abklarung der Umstande und Ursachen von Flugunfa'llen
und zur Vermeidung a'hnlicher Unfalle wird eine Unfalluntersu-
chung durchgefuhrt.
2 Der Bundesrat kann Ausnahmen anordnen, namentlich fur nicht-
gewerbsmassige Fliige.
1 Er kann Flugunfalluntersuchungen fiir Vorfalle vorsehen, die
zwar nicht zu einem Unfall, aber zu einer erheblichen Gefa'hrdung
der Flugsicherheit gefiihrt haben.
4 Die rechtliche Wiirdigung der Umstande und Ursachen von Flug-
unfallen 1st nicht Sache der Flugunfalluntersuchung.
s Wer ein begriindetes Interesse am Untersuchungsergebnis hat,
kann Akteneinsicht beanspruchen, sofern nicht wesentliche offent-
liche oder private Interessen die Geheimhaltung von Aktenstiicken
erfordern.

b Buro fur
Flugunfallun-
tersuchungen

c. Flugunfall-
kommission

Art. 25
1 Dem Departement ist ein Hiiro fiir Flugunfalluntersuchungen
(Euro) angegliedert.
2 Das Euro fiihrt, gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den fur
andere Verfahren zustandigen Gerichts- und Verwaltungsbehor-
den, die Untersuchungen und erstellt einen Untersuchungsbericht.
1 Wird keine Prufung des Untersuchungsberichts nach Artikel 26
Absatz 2 verlangt, so gilt er als Schlussbericht.

An. 26
1 Der Bundesrat bestellt eine Eidgenossische Flugunfallkommis-
sion (Kommission).
2 Personen, die ein begriindetes Interesse am Untersuchungsergeb-
nis haben sowie die vom Bundesrat bezeichneten Behorden kon-
nen innert 30 Tagen nach Zustellung verlangen, dass der Untersu-
chungsbericht des Euros von der Kommission auf Vollstandigkeit
und Schliissigkeit gepruft wird; in diesen Fallen erstellt die Kom-
mission einen Schlussbericht.

d Schlussbe-
richt. Wieder-
aufnahme und
Beschwerden

Art. 26a

' Der Schlussbericht der Kommission stellt keine Verfiigung dar
und kann nicht angefochten werden.
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2 Kommen innerhalb von zehn Jahren nach Zustellung des Schluss-
berichtes wesentliche neue Tatsachen zum Vorschein, so nimmt das
Büro von sich aus oder auf Antrag das Verfahren wieder auf. Gegen
die Ablehnung eines Antrags auf Wiederaufnahme kann innert
30 Tagen Beschwerde an die Kommission erhoben werden; diese
entscheidet endgültig.
3 Die Kommission entscheidet auch endgültig über Beschwerden
gegen Untersuchungshandlungen und wegen Säumnis in der Füh-
rung von Untersuchungen.

Art. 26b '.

e. Durchfüh- , ' Der Bundesrat regelt das Untersuchungsverfahren, die Veröffent-
rungsvorsctmf- ];cilung ^er Untersuchungsergebnisse und das Verfahren vor der

Kommission.
2 Er kann Hausdurchsuchungen, Beschlagnahmungen, Autopsien,
Gutachen sowie Vorladungen, Vorführungen und Einvernahmen
von Auskunftspersonen und Zeugen vorsehen.
3 Im übrigen ist das Bundesgesetz über die Bundesstrafrechts-
pflege" anwendbar, soweit nicht Besonderheiten des Untersu-
chungsverfahrens Abweichungen erfordern.
4 Der Bundesrat bestimmt, in welchen Fällen die Verfügbarkeit der
Akten für andere Verfahren aus wichtigen Gründen eingeschränkt
werden muss.

An. 26c
f. Kosten ' Die Untersuchungskosten werden vom Bund getragen; er hat das

Rückgriffsrecht auf Personen, die einen Unfall vorsätzlich oder
grobfahrlässig verursacht haben.
2 Die Kosten der Bergung von Leichen oder Luftfahrzeugen sind

: selbst dann vom Luftfahrzeughalter zu tragen, wenn der Untersu-
chungsleiter die Bergung zum Zweck der Untersuchung anordnet.
3 Die Kosten der Bewachung der Unfallstelle trägt der Kanton, auf

, - , dessen Gebiet die Unfallstelle liegt.
4 Der Bundesrat regelt die Kosten und Entschädigungen im Verfah-
ren vor der Kommission; er kann vorsehen, dass sie ganz oder teil-
weise von den Personen zu übernehmen sind, die das Verfahren
verlangt oder darin Anträge gestellt haben.

» SR 312.0
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IX Gewerbs-
massige Luft-
fahrt
1, Konzession
a. Konzessions-
pflicht

2 Flugplatz-
konzession
und Flugplalz-
bewilligung
a allgemem

b Verfahren
bei offentli-
clien Flugplat-
zen (Flughafen)

Art. 27 Randtitel

Art. 34

Aufgehoben

Art. 37 Randtitel und Abs. 3
1 Aufgehoben

Art. 37a
1 Fur offentliche Flugplatze werden im Rahmen des Konzessions-
verfahrens samtliche Belange gepriift und entschieden. Es sind
keine zusatzlichen Bewilligungen nach dem Bundesgesetz vom
22. Juni 1979° uber die Raumplanung und nach kantonalem Recht
erforderlich.
2 Erfordert die Anlage oder der Betrieb eines offentlichen Flugplat-
zes eine Bewilligung nach einem anderen Bundeserlass, so darf die
Konzession nur erteilt werden, wenn die Zustimmung der entspre-
chenden Bewilligungsbehorde vorliegt. DerEntscheid der mitbetei-
ligten Behorden bildet Bestandteil des Konzessionsverfahrens und
wird gleichzeitig mit dem Konzessionsentscheid eroffnet.
1 Vor der Erteilung der Konzession sind die interessierten Kantone,
Gemeinden und Bundesstellen sowie die iibrigen Betroffenen anzu-
horen; die Anhorung der Gemeinden und der ubrigen Betroffenen
erfolgt durch die Kantone.
4 Auf kantonales Recht gestutzte Antrage sind zu beriicksichtigen,
soweit dadurch der Bau und Betrieb des Flugplatzes nicht ubermas-
sig behindert wird.

** Der Bau von Anlagen, die nicht ganz oder uberwiegend dem
Flugplatzbetrieb dienen, untersteht dem kantonalen Bewilligungs-
verfahren. Vor dem Entscheid uber die Baubewilligung holt die
zustandige kantonale Behorde die Genehmigung des Bundesamtes
ein. Diese ist zu verweigern, wenn das Bauvorhaben die Flugsicher-
heit gefahrdet oder den Flugplatzbetrieb beeintrachtigt.

" SR700
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Art.37b - - :
c.verfahren ' I m Rahmen des bundesrechtlichen Bewilligungsverfahrens wird
ren Fiugpläf-^ abschliessend über Standort, Grosse und Betriebsumfang des Flüg-
gen (Flugfei- platzes sowie über alle luftfahrtspezifischen Belange entschieden.

Diesbezüglich sind keine Bewilligungen nach dem Bundesgesetz
vom 22. Juni 1979° über die Raumplanung und nach kantonalem
Recht erforderlich.
2 Erfordert die Anlage oder der Betrieb eines Flugplatzes eine
Bewilligung nach einem anderen Bundeserlass, so darf die Flug-
platzbewilligung nur erteilt werden, wenn die Zustimmung der ent-
sprechenden Behörden vorliegt. Der Entscheid der mitbeteiligten
Behörden bildet Bestandteil des Bewilligungsverfahrens und wird

: gleichzeitig mit dem Bewilligungsentscheid eröffnet.
3 Vor der Erteilung der Bewilligung sind die interessierten Kantone,
Gemeinden und Bundesstellen sowie die übrigen Betroffenen anzu-
hören; die Anhörung der Gemeinden und der übrigen Betroffenen
erfolgt durch die Kantone. ;

4 Auf kantonales Recht gestützte Anträge sind zu berücksichtigen,
' soweit dadurch der Bau und Betrieb des Flugplatzes nicht übermäs-

sig behindert wird.
5 Die übrigen baupolizeilichen Fragen werden in einem ergänzen-
den kantonalen Baubewilligungsverfahren entschieden. Dieses ist
mit dem bundesrechtlichen Bewilligungsverfahren zu koordinieren.
6 Für den Bau von Anlagen, die nicht ganz oder überwiegend dem
Flugplatzbetrieb dienen, gilt Artikel 37a Absatz 5.

Art. 39.

4. Flugpiatzge- ' Das Bundesamt hat die Aufsicht über die Gebühren der öffentli-
buhren ^^ Flugplätze, soweit sie für die Benützung der Anlagen durch

den Luftverkehr erhoben werden.
2 Bei der Gebührengestaltung berücksichtigt der Flugplatzhalter
auch die unterschiedliche Lärmerzeugung und Schadstoffemission
der Luftfahrzeuge.

. Art. 40

n. Fiugsiche- ' Der Bundesrat ordnet den Flugsicherungsdienst.
rung ;

I.Allgemeines 2 Er kann den zivilen Flugsicherungsdienst ganz oder teilweise
einer nicht gewinnstrebigen, gemischtwirtschaftlichen Aktiengesell-
schaft (Gesellschaft) übertragen, an welcher der Bund mehrheitlich

'> SR700
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beteiligt ist und deren Statuten der Genehmigung des Bundesrates
bedürfen.
3 Die Gesellschaft ist von jeder Besteuerung durch Bund, Kantone
und Gemeinden befreit.
4 Mit Bewilligung des Bundesamtes können örtliche Flugsicherungs-
dienste vom Flugplatzhalter durchgeführt werden; wenn es die Flug-
sicherheit erfordert, kann ihn das Bundesamt auch dazu verpflich-
ten.
5 Die zivilen und militärischen Flugsicherungsdienste sind entspre-
chend den Bedürfnissen aufeinander abzustimmen und, soweit dies
betrieblich und technisch sinnvoll ist, miteinander zu vereinigen.
6 Die räumliche Abgrenzung der Tätigkeitsbereiche der Flugsiche-
rungsdienste ist nicht an die Landesgrenzen gebunden.

Art. 40a

2. Anlagen ' Der Bau und die wesentliche Änderung einer Flugsicherungsan-
lage bedürfen einer Bewilligung des Departements.
2 Artikel 37« ist sinngemäss anwendbar.

Art. 40b

3. inanspruch- Der Bund und die Gesellschaft sind berechtigt, für Flugsicherungs-
nahmevon „„\atrr
fremdem anlagt
Eigentum men

fremdem0" anlagen öffentliches und privates Eigentum in Anspruch zu neh

Art. 42 Abs. 5
5 Vorbehalten bleiben die Lärmvorschriften der Bundesgesetzge-
bung über den Umweltschutz.

Art. 44k" wird Art. 44a

Art. 44"'r wird Art. 44b

Art. 48

4. Bund ' Unter Vorbehalt der Artikel 45^7 trägt der Bund die Aufwendun-
gen:

a. für die Flugsicherung, soweit sie nicht der Gesellschaft übertra-
gen ist;

b. für die Beseitigung oder Anpassung bestehender Luftfahrthin-
dernisse im Inland ausserhalb des Flugplatzbereichs oder
zugunsten eines Flugplatzes im Ausland;
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c. aus Entschädigungen für Beschränkungen des Grundeigen-
tums im Inland zugunsten eines Flugplatzes oder einer Flugsi-
cherungsanlage im Ausland.

2 Zur Deckung ihrer Aufwendungen für die Flugsicherung erheben
der Bund und die Gesellschaft Gebühren.
3 Das ganze Gebiet der Eidgenossenschaft ist flugsicherungstech-
nisch als Einheit zu betrachten, und die Gebühren sind nach den
gleichen Grundsätzen zu bestimmen.
4 Die von der Gesellschaft erhobenen Gebühren bedürfen der
Genehmigung des Departements.

Art. 50

vi. Enteignung Das Departement kann für die Anlage und den Betrieb von öffent-
lichen Flugplätzen oder für Vorkehren zur Flugsicherung das Ent-
eignungsrecht nach der Bundesgesetzgebung über die Enteignung
ausüben oder auf Dritte übertragen.

Art. 51

I .Ein te i lung ' Der Bundesrat erlässt Vorschriften über die Einteilung der Luft-
fahrzeuge in einzelne Kategorien.
2 Er bestimmt insbesondere:

a. welche Luftfahrzeuge als schweizerische Staatsluftfahrzeuge
gelten;

b. für welche Luftfahrzeuge besonderer Kategorien Sonderre-
geln gelten (Art. 2 und 108).

1 Er kann die Kantone ermächtigen, für bestimmte Kategorien
unbemannter Luftfahrzeuge Massnahmen zur Verminderung der
Umweltbelastung und der Gefährdung von Personen und Sachen
auf der Erde zu treffen.

Art. 56 Abs. l Einleitungssatz und Bst. c und d sowie Abs. 2—4
1 Das Bundesamt bescheinigt für die im schweizerischen Luftfahr-
zeugregister eingetragenen Luftfahrzeuge:

c. die Lärm- und Schadstoffentwicklung der Luftfahrzeuge mit
motorischem Antrieb im Lärm- und Schadstoffzeugnis.

d. Aufgehoben
2 Der Bundesrat kann vorschreiben, das Lufttüchtigkeitszeugnis
und das Lärrn- und Schadstoffzeugnis zu vereinigen.
3 Aufgehoben

35 Bundesblatt 145. Jahrgang. Bd. II 909



Luftfahrtgesetz

4 Er erla'sst auf Grund derzwischenstaatlichen Vereinbarungen Vor-
schriften iiber die Erteilung, die Giiltigkeitsdauer, die Erneuerung
und den Entzug der Ausweise und Zeugnisse.

Art. 57
1 Das Departement erla'sst insbesondere zur Gewa'hrleistung der
Flugsicherheit Vorschriften tiber die Herstellung, den Betrieb, den
Unterhalt und die Ausriistung der Luftfahrzeuge sowie uber die
mitzufiihrenden Bordpapiere.
2 Es kann Vorschriften iiber die Herstellung bestimmter Luftfahr-
zeugteile erlassen.

' Hersteller- und Unterhaltsbetriebe bedurfen einer Bewilligung
des Bundesamtes.

i

Art. 58Abs. 1 und 2
1 Die Lufttuchtigkeit der im schweizerischen Luftfahrzeugregister
eingetragenen Luftfahrzeuge sowie die Larmentwicklung und
Schadstoffemission der Luftfahrzeuge mit motorischem Antrieb
sind zu priifen.
2 Das Departement erla'sst Bestimmungen iiber die Anforderungen
an die Lufttuchtigkeit. Ferner erla'sst es im Einvernehmen mit dem
Eidgenossischen Departement des Innern Bestimmungen iiber die
zulassige Larmentwicklung und Schadstoffemission der Luftfahr-
zeuge mit motorischem Antrieb.

Art. 74
1 Der Bundesrat erla'sst Vorschriften iiber die Erfiillung der Sicher-
stellungspflicht, insbesondere iiber die Hone der Sicherstellungen
und die Ausstellung von amtlichen Bescheinigungen iiber die Art,
Hohe und Geltungsdauer der geleisteten Sicherheiten.
2 Er kann die Sicherstellungspflicht ausdehnen auf bestimmte Kate-
gorien von schweizerischen Luftfahrzeugen, die nicht im Luftfahr-
zeugregister eingetragen sind.
11n bezug auf Schaden, die durch unbekannte oder nichtversicherte
Luftfahrzeuge verursacht werden, kann der Bundesrat in Anleh-
nung an die Regelung der Strassenverkehrsgesetzgebung Vorschrif-
ten erlassen.

Art. 75 Abs. 5

^ Der Bundesrat kann Vorschriften erlassen uber die Bildung eines
Entscha'digungssystems durch eine Versicherung, die bei summen-

IV Herstellung
und Betrieb
von Luftfahr-
zeugen

5 Weitere Vor-
schnften
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massiger Begrenzung der Haftpflicht ergänzend für volle oder
teilweise Deckung von Ersatzansprüchen bei Tod oder Körperver-
letzung sorgt; er kann vorsehen, dass beim Verkauf von Flugschei-
nen entsprechende Prämien erhoben werden.

I I I . Sicherstel-
lung

2«. Missach-
tung von Wei-
sungen eines
Abfang-
Luflfahrzeuges

Art. 76a
1 Schweizerische Unternehmen der gewerbsmässigen Luftfahrt
haben sich gegen die Folgen ihrer Haftpflicht als Lüfttransportfüh-
rer bis zu den vom Bundesrat festzusetzenden Summen zu versi-
chern.
2 Der Bundesrat kann unter Vorbehalt der für die Schweiz verbind-
lichen internationalen Vereinbarungen die Erteilung von Konzes-
sionen und Bewilligungen an ausländische Unternehmungen der
gewerbsmässigen Luftfahrt vom Bestand einer genügenden Versi-
cherung ihrer Haftpflicht als Transportführer abhängig machen.

Art. 77 Abs. l ' • .
1 Die Ansprüche aus diesem Gesetz bleiben Geschädigten, die nach
dem Bundesgesetz über die Unfallversicherung (UVG) '> versichert
sind; unter Vorbehalt von Artikel 44 UVG gewahrt. Den Versiche-
rern steht der Rückgriff nach den Artikeln 41-44 UVG zu.

Art. 89a
1 Wer als Kommandant eines Luftfahrzeuges den nach den Ver-
kehrsregeln erteilten Weisungen eines Abfang-Luftfahrzeuges
nicht Folge leistet, wird mit Gefängnis oder Busse bestraft.

- Die Tat ist auch strafbar, wenn sie im Ausland begangen wird:
a. an Bord eines schweizerischen Luftfahrzeuges;
b. an Bord eines ausländischen Luftfahrzeuges, welches von

einem Halter mit Hauptgeschäftssitz oder ständigem Aufent-
halt in der Schweiz betrieben wird.

3 Artikel 4 Absatz 2 des Schweizerischen Strafgesetzbuches2' ist
anwendbar.

" SR 832.20
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Art. 91 Ziff. 2

2. In besonders leichten Fallen kann von einer Strafe Umgang
genommen werden. ': • . •,

Art. 97bis

Aufgehoben

Art. 101 Randtitel and Abs. 1
1 Der Bund kann der schweizerischen Luftfahrt an den Betrieb
regelmassig beflogener Linien Beitrage oder Darlehen gewahren.

Art. lOla
1 Der Bund kann zins- und amortisationsgiinstige Darlehen bis zu
25 Prozent der Baukosten an die Verbesserung oder Erweiterung
der Flughafen Basel-Mulhausen, ,Genf und Zurich gewahren;: lie-
gen wichtige Grunde vor, so kann die Grenze von 25 Prozent aus-
nahmsweise uberschritten werden.
2 Der Bund kann zinsgiinstige Darlehen bis zu 25 Prozent gewah-
ren: . • " . - • - • ' - -

a. an die Kosten flir deri Bau, die Einrichtung, die Verbesserung
: oder Erweiterung von Flugplatzen, die in erster Linie dem

gewerbsmassigen Regionalverkehr oder in erheblichem Aus-
mass der fliegerischen Aus- ,und Weiterbildung oder der
•SchweizerischenLuftverkehrsschule dienen;

b. an die Entschadigungen, die bei Beschra'nkung des Grundei-
gentums nach Artikel 44 Absatz 1 bezahlt werden rnussen.

Art. 103a ,
1 Der Bund unterstlitzt die Aus- und Weiterbildung von Anwartern,
welche als Militarpiloten, Berufspiloten, Fluglehrer oder Fernspa-
her in Betracht kommen - . '

- Die Ausbildung effolgt zur Haiiptsache in privaten Schulen.
3 Der Bundesrat kann die. administrative Leitung, die Aufklarung
liber die Moglichkeiten der fliegerischen, Laufbahn und die Wer-
bung Organisationen,der, Luftfahrt iibertragen. Der Bund iiber-
nimmt deren Aufwendungen zu den Selbstkosten.,Die Einzelhei-
ten werden vertraglich geregelt.
4 Der Bundesrat ordhet die Aufsicht und setzt ein Organ ein, wel-
ches die Interessen der beteiligten Stellen aufeinander abstimmt.

I. Leislungen
des Bundes
1. An Linien-
betriebe

2. An Flug-
plalze

IV. Fliegeri-
sche Aus- und
Weiterbildung
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V. Schweizeri-
sche Luftver-
kehrsschule
1. Allgemeines

Art. 103b
1 Der Bund errichtet eine Schweizerische Luftverkehrsschule oder
lässt eine solche auf seine Rechnung betreiben.

- Die Schweizerische Luftverkehrsschule dient der Ausbildung des
Luftfahrtpersonals, welches zur Ausübung seiner Tätigkeit einer
persönlichen Erlaubnis des Bundesamtes bedarf.
1 Der Bundesrat bestimmt das Nähere über die Aufgaben, die Auf-
nahmebedingungen, den Betrieb und die Verteilung der Kosten.

Art. 103c

2. Aufsicht Die Schule untersteht der Aufsicht des Bundesamtes.

3. Finanzielle
Leistungen

Art. 103d

Das Departement regelt die finanziellen Leistungen der Schüler
und der Luftfahrtunternehmen an die Schule.

Art. 108 Abs. l
1 Der Bunderat kann vorsehen, dass einzelne Bestimmungen dieses
Gesetzes auf Luftfahrzeuge besonderer Kategorien keine Anwen-
dung finden. Als solche gelten:

a. Staatsluftfahrzeuge, die nicht Militärluftfahrzeuge sind;
b. nicht motorisch angetriebene Luftfahrzeuge;
c. unbemannte motorisch angetriebene Luftfahrzeuge;
d. bemannte motorisch angetriebene Luftfahrzeuge mit gerin-

gem Gewicht oder geringer Flächenbelastung.

II

Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts

1. Es werden aufgehoben:

a. die Ziffern IV und V der Schlussbestimmungen der Änderung vom
17. Dezember 1971° und die Schlussbestimmungen der Änderung vom
14. Dezember 1984-' des Luftfahrtgesetzes;

b. der Buridesbeschluss vom 28. September \962:'> über die Genehmigung
einiger Änderungen des Lufttransportreglementes;

c. der Bundesbeschluss vom 20. Dezember 19724' über die Förderung des
Flieger- und des Fernspäher-Nachwuchses.

» AS 1973 1738
-> AS 1985 660, Ziff. 62
" AS 1963 677
J> AS 1973 959,1982 1235,1992 1369
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2. Das Arbeitsgesetz " wird wie folgt geandert:

Art. 3 Bst. c und h

Das Gesetz ist ferner nicht anwendbar:
c. auf die Besatzungen von schweizerischen Flugbetriebsunter-

nehmen;
h. auf Arbeitnehmer, die dem Abkommen vom 21. Mai 19542)

iiber die Arbeitsbedingungen der Rheinschiffer unterstehen.

3. Das Bundesrechtspflegegesetz1' wird wie folgt geandert:

Art. 99 Bst. d und e

Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist unzulassig gegen:
d. die Erteilung oder Verweigerung von Konzessionen, auf die

das Bundesrecht keinen Anspruch einra'umt, gleichzeitige Ver-
fiigungen fiber die Erteilung oder Verweigerung des Enteig-
nungsrechts an diese Konzessionare und die Bewilligung oder
Verweigerung der Ubertragung dieser Konzessionen; ausge-
nommen sind Konzessionen fur die Nutzung von Wasserkraf-
ten und fur Flugplatze;

e. die Erteilung oder Verweigerung von Bau- oder Betriebsbewil-
ligungen fur Fahrzeuge oder filr technische Anlagen, ausser
fiir Anlagen der Luftfahrt;

III

Referendum und Inkrafttreten
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

Nationalrat, 18. Juni 1993 Standerat, 18. Juni 1993

Der President: Schmidhalter Der President: Filler
Der Protokollfuhrer: Anliker Der Sekretar: Lanz

Datum der Veroffentlichung: 6. Juli 1993 4>

Ablauf der Referendumsfrist: 4. Oktober 1993

5148

" SR 822.11
21 SR 0.747.224.022
11 SR 173.110
4> BB11993 II 900
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